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125 Jahre alt und doch so jung geblieben – das trifft auf
unsere DPVKOM ohne Zweifel zu.

Am 6. Juni 1890 versammelten sich mutige Menschen in
Berlin, um unsere Gewerkschaft zu gründen. Mit dem Ver-
band Deutscher Postassistenten etablierten sie die erste Ge-
werkschaft bei der damaligen Deutschen Reichspost.
Mutig waren unsere Gründungsväter deshalb, weil damals
Gewerkschaften und ihre Mitglieder vom Dienstherrn ge-
ächtet, bedroht und verfolgt wurden. Unsere Gründungsvä-
ter haben sich aber nicht beirren lassen. Sie wussten wie
wichtig es ist, standhaft zu sein und Werte, Ideale sowie
Ziele zu haben. Ihnen war bewusst, dass nur derjenige et-
was verändern kann, der Missstände beim Namen nennt,
nicht nachlässt und – vor allem – kämpft! Dieser Kampf
hat sich gelohnt. Er war wichtig für eine humanere Ar-
beitswelt. Denn wie sähe die Arbeitswelt heute aus, wenn
es keine Gewerkschaften gäbe?

In 125 Jahren hat unsere Gewerkschaft viel erlebt und
durchgestanden: zwei Weltkriege, Weltwirtschaftskrisen,
Massenarbeitslosigkeit, Gewerkschaftsverbot, den Wieder-
aufbau Deutschlands, die Wiedervereinigung und die Pri-
vatisierung der Deutschen Bundespost. Dabei hat uns eines

bei allen Krisen und Veränderungen immer wieder geeint:
die Kraft aufzustehen und weiterzumachen – auch in
schweren Zeiten. An dieser Stelle gilt es, den vielen enga-
gierten und mutigen Frauen und Männern in der
DPVKOM einmal Danke zu sagen. Sie haben den Erfolg
unserer Gewerkschaft durch ihren unermüdlichen persön-
lichen Einsatz erst ermöglicht.

Obwohl wir auf eine mittlerweile 125-jährige Tradition
zurückblicken können, ist unsere DPVKOM nach wie vor
jung geblieben; jung im Denken, kraftvoll und frisch im
Handeln. Uns waren Ideologien immer fremd. Für uns ste-
hen die Sorgen, Nöte, Wünsche und Fragen unserer Mit-
glieder im Mittelpunkt. So war es in den letzten 125 Jahren
und ich bin mir sicher, dass das auch in Zukunft so sein
wird. Wir werden weiterhin kraftvoll für die Rechte un-
serer Mitglieder streiten und kämpfen. Voller Tatendrang
werden wir die vor uns liegenden Herausforderungen an-
gehen und dabei stets auf die Solidarität und den Zusam-
menhalt unserer Mitglieder bauen. In diesem Sinne
wünsche ich unserer DPVKOM eine gute und erfolgreiche
Zukunft.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

  – das sind wir!
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Die Vorgeschichte der Gründung

Bereits Mitte des 19. Jahrhunderts gab
es erste zaghafte Versuche, Vereini-
gungen der Postbeamten zu bilden.
Dabei war zunächst an einen Zusam-
menschluss auf geselliger und kollegi-
aler Basis gedacht. Erst die Personal-
reform des damaligen Generalpost-
meisters Stephan im Jahr 1871 führte
dazu, über den Aufbau einer schlag-
kräftigen und gewerkschaftliche Ziele
verfolgenden Organisation nachzu-
denken. Diese Reform der Personal-
ordnung der Deutschen Reichspost
hatte weitreichende negative Folgen
für Teile des Postpersonals. Insbeson-

dere die Postassistenten, die bei hoher
Arbeitsleistung mit ihren Familien in
völlig unzumutbaren Verhältnissen
lebten, wurden durch die Reform
stark benachteiligt.

Im Jahre 1887 gab es dann erste An-
zeichen, im Wege des Zusammen-
schlusses eine Besserung der beste-
henden Verhältnisse zu erzielen. Da-
bei fanden sich trotz der Gefahr
disziplinarischer Maßnahmen und
persönlicher Nachteile entschlossene
Männer, die sich für die Verbesserung
der Situation der Beamten einsetzten.
Zu diesen Männern zählte auch der
1860 in Halle an der Saale geborene

Hermann Grothe. Hermann Grothe
war in Magdeburg als Postassistent
beschäftigt.

I.
6. Juni 1890 – der Geburtstag der Kommunikationsgewerkschaft DPV
(DPVKOM)

Hermann Grothe
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Dort gründete er 1887 einen gesel-
ligen Verein der Magdeburger Postas-
sistenten mit dem Namen „Für uns“.
Hier debattierte Grothe mit Gleichge-
sinnten über Verbesserungen für die
Laufbahn der Postassistenten, über die
Möglichkeit, wirtschaftliche Verbes-
serungen durch Selbsthilfeeinrich-
tungen zu schaffen und berichtete in
der Presse über die Situation der Post-
assistenten. Der Magdeburger Ober-
postdirektion blieben die Aktivitäten
von Hermann Grothe natürlich nicht
verborgen. Durch eine Strafverset-
zung Grothes nach Oberhausen im
Oktober 1888 wollte sie diesem Trei-
ben ein Ende bereiten. Ein halbes Jahr
später wurde Grothe dann in Solingen
mit einer dreimonatigen Kündigungs-
frist angestellt. Ein Jahr darauf folgte
die nächste Abordnung, und zwar
nach Kaldenkirchen an die hollän-
dische Grenze. Grothe warb jedoch
auch an seinen neuen Dienstorten un-
beirrt für seine Ideen. Auch in Berlin
waren in der Zwischenzeit die Vorbe-

reitungen zu einer Verbandsgründung
vorangeschritten. Dort forderte ein
junger, engagierter und mutiger Post-
assistent namens Kotzer, die Idee ei-
ner Verbandsgründung der Postassis-
tenten endlich zu verwirklichen. Her-
mann Grothe hatte hierzu bereits eine
Verbandssatzung ausgearbeitet.

Die Gründung des Verbandes
Deutscher Postassistenten

Am 6. Juni 1890 war es dann soweit –
im Saal der Brauerei Friedrichshain in
Berlin gründeten etwa 1.200 Postas-
sistenten den Verband Deutscher
Postassistenten. Dies war der Geburts-
tag der Kommunikationsgewerkschaft
DPV (DPVKOM).

Zu dieser Gründungsversammlung
war auch Hermann Grothe eingela-
den. Er ging in seiner Grundsatzrede
unter anderem auf die Ziele des Ver-
bandes ein, die zunächst einmal wirt-
schaftlicher Art waren. So wies

Die Einladung zur Gründungsversammlung am 6. Juni 1890.
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Grothe insbesondere auf die Erforder-
lichkeit einer Unterstützungskasse
und den Abschluss von Verträgen zur
Erzielung wirtschaftlicher Vorteile für
die Mitglieder hin. Darüber hinaus er-
strebe der Verband die Ehrenrettung
des Standes und wolle diesem die
Möglichkeit geben, seine Stimme zu
erheben, um die berechtigten Wün-
sche zum Ausdruck zu bringen.

Nachdem die von Grothe entworfene
Satzung angenommen wurde, stand
die Vorstandswahl auf der Tagesord-
nung. Zum ersten Vorsitzenden des
Verbandes Deutscher Postassistenten
wurde Ferdinand Funk gewählt. Die-
ser hatte sich im Vorfeld ebenfalls ve-
hement für die Verbandsgründung
eingesetzt.

Die ersten Jahre nach der
Gründung

Der neue Vorstand begann mit gro-
ßem Elan den organisatorischen Auf-
bau des Verbandes. Er startete Akti-
onen zur Mitgliedergewinnung – bis
März 1891 waren dem Verband rund
3.000 von insgesamt 25.000 Postassis-

Verbandstagsvorsitz und Mitglieder des Verbandsvorstandes sowie Mitarbeiter der Verbandsverwaltungs-
stelle mit dem ersten Vorsitzenden Ferdinand Funk (zweite Reihe 3. von rechts).

 Ferdinand Funk.
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tenten beigetreten – und legte auch ei-
ne „Zeitschrift des Verbandes Deut-
scher Postassistenten“ auf. Die erste
Ausgabe zum 1. Juli 1890 wurde mit
einer Auflage von mehr als 11.000
Stück im Reichsgebiet versandt. Trotz
Einschüchterungen, Maßregelungen,
Versetzungen und menschenver-
achtender Eingriffe in die persön-
lichen und familiären Verhältnisse der
gewählten Verbandsvertreter seitens
der Obrigkeit unter Generalpostmeis-
ter Stephan war die Verbandsentwick-
lung positiv. Es wurden neue Bezirks-
und Ortsvereine gegründet, eine Ge-
schäftsstelle eingerichtet und die Mit-
gliederwerbung intensiviert. Dem
Verband gelang es, die Probleme der
Postassistenten in die öffentliche Dis-
kussion zu bringen. Eine Entspannung
zwischen dem Verband und der Post-
verwaltung trat erst mit dem Tod
Stephans im Jahre 1897 ein. Nach
einem Friedensschluss mit Stephans
Nachfolger von Podbielski 1899
konnte der Verband ohne Eingriffe

des Dienstherrn arbeiten. Die Organi-
sationsstärke des Verbandes, seine
Stellung in Politik und Gesellschaft
und die Unterstützung durch die Öf-
fentlichkeit hatten dazu geführt, dass
die Postverwaltung Forderungen des
Postassistentenstandes in Laufbahn-
fragen erfüllen musste.

Bereits 1890 erschien die erste Ausgabe der Zeitschrift
des Verbandes Deutscher Postassistenten mit einer
Auflage von mehr als 11.000 Stück.
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In der Brauerei Friedrichshain wurde 1890 der Verband Deutscher Postassistenten gegründet.



Im Jahre 1914 gedachte die Deutsche Postzeitung den
im Krieg gefallenen Post-und Telegraphenbeamten.
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Der Zeitraum vor dem Ersten Welt-
krieg war gekennzeichnet von einem
Ausbau des Verbandes, organisato-
rischen Abspaltungen im Bereich der
mittleren Post- und Telegraphenbeam-
ten sowie starken Aktivitäten im sozi-
alen Bereich. Dabei stand zunächst
der Kampf gegen die beruflichen und
finanziellen Probleme der mittleren
Laufbahn im Vordergrund. Gleichzei-
tig erfolgten starke Bemühungen im
sozialen Bereich zum Vorteil der Mit-
glieder. So wurden soziale Einrich-
tungen ausgebaut und 1901 eine Für-
sorgekasse gegründet, um den Mit-
gliedern in Fällen unverschuldeter Not

beistehen zu können. Darüber hinaus
wurde in diesem Zeitraum eine Ster-
bekasse, eine Rechtsschutzkasse oder
auch Feuerversicherung geschaffen.
Gleichzeitig förderte der Verband die
allgemeine und berufliche Bildung
seiner Mitglieder.

Organisatorisch und in Bezug auf die
Mitgliederstärke verlief die Entwick-
lung des Verbandes außerordentlich
erfolgreich. So konnte die Mitglieder-
zahl von knapp 15.000 zu Beginn des
neuen Jahrhunderts auf sage und
schreibe rund 40.000 bei Ausbruch
des Ersten Weltkrieges im Jahre 1914

gesteigert werden. Dies war ein ein-
drucksvoller Beleg für den Erfolg und
die Kraft der Verbandsidee. Der Ver-
band verstand sich als Vertretung aller
Gruppen des mittleren Dienstes. Im
Gegensatz dazu gründeten sich vier
weitere Organisationen, die die sepa-
raten Interessen bestimmter Beamten-
gruppen vertraten und den Postver-
band bekämpften.

Zu Beginn des Ersten Weltkrieges
waren alle Vorbedingungen für die
Weiterentwicklung des Verbandes mit
dem Ziel der Bildung einer Einheits-
organisation als alleinige Vertretung

II.
Entwicklung und Ausbau des Verbandes zwischen 1900 und 1918
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der mittleren Post- und Telegraphen-
beamten gegeben.

Während der Kriegsjahre hatte die Ar-
beit des Verbandes aufgrund der wirt-
schaftlichen Not und des damit ver-
bundenen sozialen Abstiegs der Be-
amten jedoch vorwiegend besoldungs-
politische Aufgaben und Ziele. Außer-
dem musste sich die Verbandsarbeit
auf Fragen der Hinterbliebenenversor-
gung und der Versorgung von Kriegs-
beschädigten konzentrieren. Dabei
konnte der Verband unter schwierigs-
ten Verhältnissen Erfolge im Sinne
der Mitglieder erzielen. Die Struktur
des Verbandes blieb während des
Krieges hingegen unverändert.

Die Deutsche Postzeitung veröffentlichte bis zum Kriegsende nicht nur die Namen
der gefallenen Verbandsmitglieder, sondern aller  gefallenen Postkollegen.
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1925 kaufte der Verband ein eigenes Haus in der Berliner Großbeerenstraße und siedelte dort die Geschäftsstelle an.
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Nach dem Ersten Weltkrieg waren die
Zukunft der Beamten, ihre rechtliche
Position sowie wichtige Grundsatzfra-
gen zunächst offen. Der Verband
setzte sich für eine unveränderte recht-
liche Stellung der Beamten ein. An
den gesetzlichen Grundlagen des Be-
amtenrechts änderte sich zunächst
nichts. Dem Verband gelang es sogar,
eine Reihe von Verbesserungen im
Beamtenbereich zu erzielen. So wurde
beispielsweise dem Personal eine Mit-
wirkung bei der Aufstellung der
Dienststundenpläne zugestanden. Dar-
über hinaus konnten Verbesserungen
beim Erholungsurlaub durchgesetzt
werden.

Nach dem Kriegsende 1918 begannen
bei den einzelnen Beamtenorganisati-
onen frühzeitig Überlegungen, eine
einheitliche Beamtenvertretung zu
schaffen. Mit Fug und Recht kann be-
hauptet werden, dass unser Verband
eine der treibenden Kräfte bei der
Gründung des Deutschen Beamten-
bundes am 4. Dezember 1918 war.
Die führende Rolle, die er damals ein-
nahm, schlug sich auch in der Beset-
zung des ersten Vorstandes des Beam-
tenbundes nieder. Stellvertretender
Vorsitzender des Beamtenbundes wur-
de nämlich der zweite Vorsitzende des
Verbandes Wichmann.

Dessen ungeachtet setzte sich unser
Verband auch für einen engeren Zu-
sammenschluss der Postbeamten-
schaft ein. Ein Ergebnis dieser Bemü-
hungen war die Gründung der Ar-
beitsgemeinschaft der Reichs-Post-
und Telegraphenbeamten im Dezem-
ber 1918. Vorsitz und Geschäftsfüh-
rung der Arbeitsgemeinschaft lagen
ebenfalls beim Verband.

Verband festigt seine Strukturen –
Umbenennung in Deutscher
Postverband

Organisatorisch konnte der Verband
seine Erfolgsstory fortsetzen. Durch

III.
Der Verband in der Weimarer Republik bis zur Zwangsauflösung 1933
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den Beitritt mehrerer Sonderorganisa-
tionen der mittleren Post- und Tele-
graphenbeamten zum Verband im
Jahre 1919 baute dieser seine Mitglie-
derzahl zunächst weiter aus. Frühzei-
tig wurde auch die Notwendigkeit
eines Zusammenschlusses des Post-
personals auf internationaler Ebene
erkannt. Im Juni 1920 trat der Ver-
band der Internationalen Vereinigung
des Personals der Post-, Telegraphen-
und Telephonbetriebe (IPTT) bei. Bis
Mitte der 20er Jahre festigte der Ver-
band seine Strukturen. Kernpunkt der
Einigungsbestrebungen des Ver-
bandes mit den übrigen Organisati-
onen der Postbeamtenschaft war die
stärkere Geschlossenheit ihrer Interes-
senvertretung. Vor diesem Hinter-
grund kam es 1927 zu einem Zusam-
menschluss mit dem Bund der Post-
und Telegraphenbeamten der Super-
numerarlaufbahn. Auf einem außeror-
dentlichen Verbandstag wurde be-
schlossen, ab sofort unter dem Namen
Deutscher Postverband die Interessen
der Beamten zu vertreten.

Im Jahre 1930, dem 40. Jahrestag der
Gründung unserer Gewerkschaft, wa-
ren erste Auswirkungen der Weltwirt-
schaftskrise zu spüren. Ein drama-
tischer Abschwung in allen Wirt-
schaftsbereichen kündigte sich an. Die
wirtschaftlichen Probleme nahmen
überhand und die Zahl der Arbeitslo-
sen stieg rapide. Die Beamtenschaft
führte in diesen Jahren einen erbar-
mungslosen Abwehrkampf zur Siche-
rung ihrer Rechte. Notverordnungen
des Reichspräsidenten belasteten die
Beamten erheblich. Die Beschäftigten
der Reichspost verloren nach und
nach die Grundlagen ihrer wirtschaft-
lichen Existenz. In der gegebenen Si-
tuation war an eine erfolgreiche Ar-
beit des Postverbandes nicht mehr zu
denken – auch wenn er zum dama-
ligen Zeitpunkt bei allen Direktions-
bezirken und den Verkehrsämtern
durch Bezirks- und Ortsverbände oder
durch Vertrauensleute vertreten war. Die Deutsche Postzeitung vom 26. Mai 1933.
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Die Zwangsauflösung des
Postverbandes 1933

Mit der Machtübertragung an Adolf
Hitler am 30. Januar 1933 veränderte
sich nicht nur grundlegend die Par-
teienlandschaft in Deutschland. Im
Zuge der sogenannten Gleichschal-
tung verloren alle Organisationen ihre
bisherigen Strukturen und wurden in
das nationalsozialistische Herrschafts-
system eingegliedert. So wurden bei-
spielsweise alle Postbeamten-
organisationen am 26. April 1933 zu
einem „Deutschen Postbund“ zwangs-
vereinigt. In einem Schreiben vom
17. Mai 1933 an die Mitglieder teilte
der Vorsitzende des Postbundes mit:
„Mit der Zusammenfassung der ge-
samten organisierten Postbeamten-
schaft im Deutschen Postbunde auf
der Grundlage der Einzelmitglied-
schaft hören die bisherigen Fachver-
bände nach Abwicklung der geschäft-
lichen Angelegenheiten auf zu beste-
hen.“ Die nun geschaffene organi-

sationspolitische Lage führte unab-
dingbar zur organisatorischen Auflö-
sung des Postverbandes, dessen Mit-
glieder bereits im Rahmen der Einzel-
mitgliedschaft in die Reichsfach-
gruppe Post des Deutschen Beamten-
bundes überführt worden waren. Am
28. Mai 1933 fand in Berlin dann der
46. ordentliche Verbandstag, der
gleichzeitig die Schlussverbandsta-
gung des Deutschen Postverbandes
war, statt.

Wenige Tage zuvor hatte die Deut-
sche Postzeitung die Mitgliedschaft
über den organisatorischen Umbruch
des Deutschen Beamtenbundes und
des Deutschen Postverbandes unter-
richtet. Es sollten 15 Jahre vergehen,
bis der Deutsche Postverband seine
Erfolgsgeschichte im Sinne der Be-
schäftigten weiterschreiben konnte.Die Tagesordnung der Schluss-Verbandstagung

des Deutschen Postverbandes.



Im September 1948 wurde Fritz Möhle (2.v.l.) zum ersten
Vorsitzenden des neu gegründeten DPV gewählt.
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Nach dem Zweiten Weltkrieg standen
die Beamten zunächst unter Kollektiv-
verdacht, den nationalsozialistischen
Staat unterstützt zu haben. Versuche,
Beamtenorganisationen neu zu grün-
den, stießen zunächst auf unüberwind-
lich erscheinende Widerstände seitens
der Besatzungsmächte. Dessen unge-
achtet gab es jedoch Kräfte, die für ei-
ne eigenständige Spitzenorganisation
der Beamten Partei ergriffen – letzt-
endlich mit Erfolg. So wurde am
29.  Januar 1949 die Gewerkschaft
Deutscher Beamtenbund gegründet,
aus der dann auf einem Vereinigungs-
delegiertentag am 21. und 22. März
1950 der Deutsche Beamtenbund
(Gewerkschaft der Berufsbeamten)
hervorging.

Bereits einige Jahre zuvor gab es auch
im Bereich der Post Bestrebungen,
den erfolgreichen Deutschen Postver-
band neu zu gründen. In der britischen
Besatzungszone wurden erste lokale
Gruppen gebildet. Besonders enga-
giert waren hier die Kollegen Möhle
und Mense, die in Minden und Biele-
feld Ortsverbände des Beamtenbundes
bildeten, denen auch zahlreiche Post-
ler angehörten. Am 26. September
1948 war es dann soweit: In Bielefeld
wurde der Deutsche Postverband wie-
dergegründet. Fritz Möhle wurde zum
ersten Vorsitzenden des Postver-
bandes gewählt.

Zum Organisationsbereich des Deut-
schen Postverbandes zählten laut Sat-

zung alle Beamten, Beamtenanwärter
und Ruhestandsbeamten sämtlicher
Laufbahngruppen bei der Post.
Zweck des Postverbandes war es, die
beruflichen, geistigen und wirtschaft-
lichen Interessen seiner Mitglieder zu
fördern. Obwohl von konkurrierender
gewerkschaftlicher Seite immer wie-
der versucht wurde, die Gründung
eines „Deutschen Postverbandes“ als
Berufsvertretung des Postpersonals
zu verhindern, konnte die Forderung
nach einer selbstständigen Beamten-
organisation letzten Endes doch um-
gesetzt werden.

Mit der Gründung des Deutschen
Postverbandes nach dem Zweiten
Weltkrieg wurde dem Wunsch vieler

IV.
Die Wiedergründung nach dem Zweiten Weltkrieg
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Postler entsprochen, innerhalb des
DBB wieder eine selbstständige Orga-
nisation für den Postbereich zu schaf-
fen. Der Vorstand nahm sofort Kon-
takt zu anderen lokalen Gruppen auf.
Ziel war es, den Postverband zu einer
bundesweiten Organisation auszubau-
en. Diese Bemühungen waren von Er-
folg gekrönt. Am 18. und 19. Novem-
ber 1949 fand in Minden die erste
bundesweite Delegiertenkonferenz
statt.
Dort wurde von den knapp 20 Dele-
gierten aus dem gesamten Bundesge-
biet unter anderem festgelegt, den
Verbandsvorstand nach Köln zu verle-
gen, um die Verbandsleitung näher an
die Leitung des Deutschen Beamten-
bundes heranzubringen.

Außerdem stimmten die Delegierten
dafür, baldmöglichst eine eigene Ver-
bandszeitung herauszubringen.

Gründung der Gewerkschaft Deutscher Beamtenbund 1949 in Köln.
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Die erste Ausgabe des Deutschen Postzeitung nach dem Zweiten Weltkrieg erschien im März 1950.
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Das Jahr 1950 begann aus verbands-
politischer Sicht mit einem freudigen
Ereignis. Im März erschien die erste
Ausgabe der Deutschen Postzeitung.
Bei den Betriebsratswahlen im glei-
chen Jahr konnte der DPV einen ein-
drucksvollen Erfolg erzielen. So
wählten den DPV mehr Kolleginnen
und Kollegen, als er Mitglieder hatte.
Zu diesem Zeitpunkt waren die Aus-
einandersetzungen mit dem gewerk-
schaftlichen Gegner voll entbrannt. So
wurde der DPV nicht nur in Sachfra-
gen angegriffen, sondern seine Vertre-
ter wurden auch persönlich verun-
glimpft. Dessen ungeachtet hatte der
innere Auf- und Ausbau des DPV

Priorität in der Arbeit des Verbands-
vorstandes. Inzwischen hatten in allen
OPD-Bezirken die Bezirksverbände
des DPV ihre Arbeit aufgenommen.
Durch Gründung weiterer Ortsverbän-
de und durch den Aufbau eines Ver-
trauensleutenetzes war der DPV bun-
desweit bei den Dienststellen, den
Ämtern und den OPDn der Bundes-
post vertreten.

Am 14. und 15. April 1950 fand dann
der erste bundesweite Verbandstag in
Bonn statt. Dieser verabschiedete eine
neue Satzung, in der unter anderem
festgelegt wurde, dass der Verband
seinen Sitz in Köln hat. Außerdem

wurde beschlossen, dass für die Mit-
glieder eine Sterbegeldversicherung
eingerichtet werden sollte. Darüber
hinaus wurde mit Carl Körber ein
neuer Vorsitzender gewählt. Ver-
bands- und organisationspolitisch
ging es mit dem Deutschen Postver-
band weiter bergauf. Die Mitglieder-
zahlen nahmen zu und die Bezirksver-
bände bauten ihre Organisationsstruk-
turen aus.

Erster Frauentag des DPV im Jahr
1952

Am 29. und 30. November 1952 war
Hamburg die Stadt, in der die erste

V.
Die 50er Jahre: Erfolgreiche Weiterentwicklung des Deutschen Postverbandes
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Frauentagung des DPV durchgeführt
wurde. Rund 100 Delegierte und
Gastdelegierte waren hierzu angereist.
Auf der Tagesordnung standen dabei
Themen wie die Gleichberechtigung
der Frau oder auch Dienstpostenbe-
wertung und Besoldung der weib-
lichen Bediensteten. Um der Frauen-
arbeit auch im Verbandsvorstand eine
starke Stellung einzuräumen, wurde
auf dem DPV-Verbandstag 1954 in
Bonn die Kollegin Ebert zur stellver-
tretenden Verbandsvorsitzenden ge-
wählt und beim Verbandsvorstand ein
Frauenreferat gebildet. Eine entspre-
chende Satzungsänderung hatte den
Zweck, einerseits die Frauenarbeit im
Verbandsvorstand zu institutionalisie-
ren. Andererseits sollte dem Ver-
bandsvorstand in den spezifischen
Frauenfragen eine kompetente und
starke Stütze geschaffen werden. We-
nige Jahre später wurde den DPV-
Frauen Sitz und Stimme im Verbands-
vorstand eingeräumt. Heute ist insbe-
sondere die Mitarbeit der Frauenver-

tretung in der berufs- und verbandspo-
litischen Arbeit nicht mehr wegzu-
denken.

Deutscher Postverband verlagert
den Sitz von Köln nach Bonn

Nach der Verabschiedung des Bun-
despersonalvertretungsgesetzes im
Jahre 1955 wurden ein Jahr später
erstmals die Personalräte für den
Hauptpersonalrat, die Bezirksperso-

nalräte und die örtlichen Personalräte
gewählt. Danach waren alleine in den
Bezirkspersonalräten mehr als 100
Vertreter des DPV vertreten. Ein wei-
teres wichtiges Ereignis für den Post-
verband war der Bezug des neu er-
bauten, eigenen Verbandshauses in
der Schaumburg-Lippe-Straße 5 in
Bonn zur Jahreswende 1955/1956.

Gleichzeitig wurde der organisato-
rische Aufbau des DPV vervollstän-

1955 verlegte der Deutsche Postverband seinen Sitz nach Bonn.
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digt. So war neben der Frauengruppe
auch die DPV-Jugend nach dem Ver-
bandstag 1956 aufgebaut und mit sat-
zungsrechtlichen Richtlinien ausge-
stattet worden. Letztgenannte firmier-
te zunächst unter dem Namen
„Jugendgruppe des Deutschen Post-
verbandes“ und wurde erst später in
„Deutsche Postverbands-Jugend“ um-
benannt. Die innergewerkschaftliche
Diskussion über die Schaffung einer
eigenständigen Jugendorganisation in-
nerhalb des DPV hatte schon nach der
Wiedergründung des DPV 1948 be-
gonnen. Dies wurde für notwendig ge-
halten, um der jüngeren Generation
ein eigenes Betätigungsfeld für die
Lösung der vielschichtigen Probleme
zu geben.

Im Jahr 1957 wurde die Wirtschafts-
GmbH des DPV gegründet. Die Wirt-
schafts-GmbH führt für die
DPVKOM auch heute noch bestimm-
te Geschäfte durch.

Beim Verbandstag 1958 in Bonn gab
es dann einen erneuten Wechsel an
der Spitze des DPV. Da Kollege
Körber aus Altersgründen nicht wie-
der kandidierte, wurde er von Hugo
Alletter als Vorsitzender abgelöst.

Anerkennung als Tarifpartner

Ende der 50er Jahre stellte sich auch
die Frage nach der Tarifpartnerschaft
für den DPV. Der Postverband hatte
sich schon seit 1954 bemüht, als Ta-
rifpartner für das Tarifpersonal der
Deutschen Bundespost anerkannt zu
werden. Wurde dies zunächst unter
anderem mit dem Hinweis auf den an-
geblich zu geringen Anteil der im
DPV organisierten Tarifkräfte abge-
lehnt, zahlte sich der Einsatz und die
Hartnäckigkeit der Verbandsspitze
letztendlich aus. Nachdem ein außer-
ordentlicher Verbandstag im Juni
1959 einer für die Anerkennung als
Tarifpartner erforderlichen Satzungs-
änderung zugestimmt hatte, war es am

25. November 1959 soweit. Der Bun-
despostminister erkannte den Deut-
schen Postverband als Tarifpartner an
und erklärte sich bereit, mit dem Ver-
band ab sofort Tarifverträge abzu-
schließen. Bereits Anfang des Jahres
hatten der DPV und die Christliche
Gewerkschaft des Post- und Fernmel-
depersonals (CGP) eine Vereinbarung
über die Bildung einer Tarifgemein-
schaft DPV/CGP abgeschlossen.
 Etwa ein Jahr später, im Januar 1960,
fand dann die konstituierende Sitzung
der Tarifgemeinschaft statt, in der die
Bildung der Tarifgemeinschaft zum
1. Februar 1960 beschlossen wurde.
Mit der Anerkennung der Tarifge-
meinschaft als vollwertiger Tarifpart-
ner durch das Bundespostministerium
im Jahre 1960 hatte der DPV nach
jahrelangem, hartnäckigem Ringen
die Verhandlungstarifpartnerschaft für
den Abschluss von Tarifverträgen für
die Angestellten und Arbeiter der
Deutschen Bundespost erreicht.



Vollbesetzte Reihen beim Gewerkschaftstag des DPV 1963 in Wiesbaden.
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Zu Beginn der 60er Jahre bildete die
Verbesserung der Einkommensver-
hältnisse den Schwerpunkt der ge-
werkschaftlichen Arbeit. Hier gelang
es dem DPV, eine annähernde Anglei-
chung der Beamtenbesoldung an die
allgemeine Einkommensentwicklung
durchzusetzen. Darüber hinaus be-
stimmte der „Kampf um die Planstel-
len“ die Gewerkschaftspolitik des
Verbandes in diesen Jahren. Die Per-
sonalverhältnisse bei der Deutschen
Bundespost waren zu diesem Zeit-
punkt unzumutbar. In den Betriebs-
diensten herrschte Personalnot. Auch
in dieser Frage konnte der DPV einen
Erfolg verbuchen. So wurden in den

Haushaltsplänen der Bundespost für
die Jahre 1960 bis 1963 neue Planstel-
len geschaffen.

Toller tarifpolitischer Erfolg

Auf dem Gebiet der Tarifarbeit er-
zielte der DPV in den Jahren 1963/64
einen herausragenden Erfolg. So
schloss er nicht nur mehr als 30 Tarif-
verträge in dieser Zeit ab, sondern
setzte auch den Sozialzuschlag für die
Arbeiter der Deutschen Bundespost
durch. Damit wurde eine Grundsatz-
forderung aus dem Gründungsstatut
der Tarifgemeinschaft erfolgreich um-
gesetzt.

Im März 1965 erfolgte erneut ein Füh-
rungswechsel an der Spitze des Post-
verbands. Nachdem der bisherige
Vorsitzende Alletter Ende 1964 sei-
nen Rücktritt erklärt hatte, wurde auf
einem außerordentlichen Verbandstag
am 12. und 13. März 1965 Johannes
Minde zu seinem Nachfolger gewählt.
Berufspolitisch verlief das Jahr 1965
recht erfolgreich. So trat unter ande-
rem ein Gesetz über die Gewährung
einer jährlichen Sonderzuwendung
ebenso in Kraft wie die Änderungs-
verordnung über die Gewährung von
Jubiläumszuwendungen oder das
zweite Vermögensbildungsgesetz. Mit
den gesetzlichen Neuregelungen wur-

VI.
Die 60er Jahre: DPV schließt zahlreiche Tarifverträge ab und erzielt
Einkommensverbesserungen
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den langjährige Forderungen des DPV
nun endlich im Ansatz geregelt und
umgesetzt. Auch im Bereich der Deut-
schen Bundespost wurden Forde-
rungen des DPV zur Entschärfung der
Stellenplansituation erfüllt. Die be-
rufs- und verbandspolitischen Bemü-
hungen des DPV trugen Früchte.

DPV wird Gründungsmitglied von
EUROFEDOP

1966 wurde in Wien eine europäische
Föderation der Öffentlich Bedienste-
ten (EUROFEDOP) gegründet. Der
Postverband erkannte schon früh, dass
Post- und Telekommunikationspolitik

nicht nur eine nationale Angelegen-
heit ist, und wurde folgerichtig Grün-
dungsmitglied dieser europäischen
Vereinigung.

Auf dem Verbandstag des DPV 1968
in Göttingen wurden zwei Satzungs-
änderungen beschlossen, die die ver-
bandspolitische Konzeption des
Verbandes untermauerten. So wurde
der Name des DPV in „Deutscher
Postverband im Deutschen Beamten-
bund – Gewerkschaft des Post- und
Fernmeldepersonals“ geändert und
auf den Zusatz e.V. verzichtet. Zum
anderen wurde die Dauer der Amts-
zeitperiode für die Vorstände von drei
auf vier Jahre verlängert. Kollege
Minde wurde im Amt des Vorsitzen-
den bestätigt.

In den folgenden Jahren setzte sich
der DPV insbesondere im Bereich der
Besoldung und des Beamtenrechts
erfolgreich für zahlreiche Verbesse-
rungen ein. So wurde nicht nur die

1965 wurde Johannes Minde – hier im Gespräch mit Franz Josef Strauß, dem Bundesfinanzminister der
Großen Koalition in den 60er Jahren – zum neuen Bundesvorsitzenden des Deutschen Postverbands
gewählt.
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jährliche Sonderzuwendung kontinu-
ierlich erhöht, sondern auf Betreiben
des Deutschen Beamtenbunds und des

DPV erstmals auch die Möglichkeit
der Teilzeitbeschäftigung für Beam-
tinnen eingeführt. Darüber hinaus

konnten Arbeitszeitverkürzungen für
die Bundesbeamten durchgesetzt wer-
den.

In regelmäßigen Gesprächen mit den jeweiligen Bundespostministern vertrat der Vorstand des Postverbands die Interessen der Beamten, so auch hier
in einem Meinungsaustausch mit Dr. Werner Dollinger (3.v.r.).



 Beim Verbandstag 1972 in Saarbrücken zählte auch Bundesinnenminister Hans-Dietrich Genscher zu den Ehrengästen.
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Im Mai 1972 fand der 12. Verbands-
tag des DPV in Saarbrücken zu einer
Zeit des strukturellen Wandels in vie-
len Dienstzweigen der Deutschen
Bundespost statt. Die Berufsbilder der
Beamten, Angestellten und Arbeiter
veränderten sich stetig, Rationalisie-
rung und Automation standen auf der
Tagesordnung. Vor diesem Hinter-
grund beschlossen die Delegierten des
Verbandstages nicht nur rund 400 An-
träge, sondern auch ein Aktionspro-
gramm mit dem Titel „Recht und
Freiheit sind unsere Maßstäbe“. Darin
sprach sich der DPV unter anderem
gegen eine Privatisierung oder Loslö-
sung einzelner Dienstzweige aus dem

Verbundbetrieb Deutsche Bundespost
aus und forderte die Stärkung der Mit-
bestimmung der Personalräte in perso-
nellen und sozialen Angelegenheiten.

Postverband lehnt Privatisierung
öffentlicher Aufgaben strikt ab

Bis Mitte der 70er Jahre legte der
Postverband sein Hauptaugenmerk
auf die Erarbeitung von Grundlagen,
die ihn zur Mitarbeit an den Re-
formen, wie zum Beispiel des öffent-
lichen Dienstrechts, im Sinne der
Beschäftigten befähigten. Seine Stim-
me erhob er insbesondere auch in der
zunehmenden öffentlichen Diskussion

über die Privatisierung öffentlicher
Aufgaben, von der auch die Post-
dienste betroffen sein sollten. In die-
ser Frage bezog der Postverband klar
Stellung: Seiner Auffassung nach hat-
te die Bundespost eine gemeinwirt-
schaftliche Verpflichtung, die sich
auch aus dem Grundgesetz ergab. Ei-
ne Privatisierung lehnte er ab.

Die Verschlechterung der wirtschaft-
lichen Situation im Jahre 1973 führte
dann dazu, dass insbesondere im öf-
fentlichen Dienst Sparmaßnahmen
umgesetzt werden sollten. Es drohten
gravierende Einschränkungen bei den
Besitzständen der Beschäftigten des

VII.
Die 70er Jahre: DPV begleitet strukturellen Wandel bei der Deutschen
Bundespost
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öffentlichen Dienstes. Dessen unge-
achtet bemühte sich der DPV bei den
Besoldungserhöhungen zu Beginn
und Mitte der 70er Jahre mit Erfolg
darum, Unebenheiten im Besoldungs-
recht zu beseitigen und durch struktu-
relle Maßnahmen teilweise einen
Ausgleich der Inflation zu erreichen.
Dabei ging es dem DPV vorrangig
auch darum, durch inflationäre Ent-
wicklungen und von der Verteuerung
der Lebensstandards betroffene Fami-
lien mit Kindern besserzustellen.

Die Erfolge des DPV in der Tarifar-
beit der ersten Hälfte des Jahrzehnts
konnten sich ebenfalls sehen lassen.
So setzte die Tarifgemeinschaft Ein-
kommenserhöhungen durch, die die
Steigerung der Lebenshaltungskosten
etwas abmilderten. Hierzu musste sie
jedoch auch Mittel des Arbeits-
kampfes anwenden, zum Beispiel in
der Tarifrunde 1974, als sich 82 Pro-
zent der in der Tarifgemeinschaft or-
ganisierten Arbeitnehmer für einen

Streik ausgesprochen hatten. Außer-
dem gelang es dem DPV gemeinsam
mit dem Beamtenbund, die Arbeits-
zeit für die Tarifbeschäftigten und für
die Beamten von 42 auf 40 Wochen-
stunden zu verringern.

Auf Betreiben des Postverbandes wur-
den in diesem Zeitraum nicht zuletzt

auch Rationalisierungsschutzbestim-
mungen für Beamte und Tarifkräfte
vereinbart. Die erforderliche Novellie-
rung des Bundespersonalvertretungs-
gesetzes wurde durch den DPV
ebenfalls konstruktiv begleitet. Zahl-
reiche Forderungen des DPV, wie
zum Beispiel hinsichtlich der Erweite-
rung der Beteiligungsrechte der Perso-

Der DPV-Bundesvorsitzende Johannes Minde (Bildmitte) bei der Anhörung im Deutschen Bundestag zur
Novellierung des Bundespersonalvertretungsgesetzes im Jahr 1973.
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nalräte, konnten in das Gesetz
eingebracht und verwirklicht werden.
Es war ein Erfolg der gewerkschaft-
lichen Arbeit des DPV, der nach jah-
relangen Debatten, zahlreichen
Gesprächen mit Fraktionen und Politi-
kern und nach Anhörungen im Deut-
schen Bundestag eine bessere
Interessenvertretung der Beschäftigten
bei der Deutschen Bundespost errei-
chen konnte. Diese erfolgreiche Ar-
beit schlug sich auch im Ergebnis der
Personalratswahlen 1973 nieder. Sie
brachten für den DPV deutliche Ge-
winne im Hauptpersonalrat, den Be-
zirks- und örtlichen Personalräten.
Das gute Ergebnis konnte bei den Per-
sonalratswahlen 1976 noch einmal
verbessert werden.

Zukünftig Gewerkschaftstag statt
Verbandstag

Beim Verbandstag 1976 in Kiel be-
kräftigte der DPV die Forderung nach
der laufenden Anpassung der Einkom-

men an die allgemeine Einkommens-
entwicklung. Ferner setzte er sich für
zeit- und leistungsgerechte Zulagen
ein und erneuerte seine Forderungen
nach ausreichendem Erholungsurlaub
und einer weiteren Humanisierung der
Arbeit. Im Mittelpunkt der Bera-
tungen standen demnach das Beam-
ten- und Arbeitsrecht und die Forde-
rungen zur Besoldungs- und Tarifpoli-

tik. Eine Satzungsänderung bestimm-
te, dass der Verbandstag zukünftig
Gewerkschaftstag hieß. Darüber hin-
aus verabschiedeten die Delegierten
neben einem neuen Grundsatzpro-
gramm auch ein Aktionsprogramm.
Beide Programme verdeutlichten den
Reformkurs des Postverbandes und
setzten wichtige Signale für die mit-
telfristigen Aktivitäten des Verbandes.

 Der Vorstand des DPV im Jahr 1976.



1982 beteiligte sich der Deutsche Postverband an einer Großdemonstration des
Deutschen Beamtenbundes gegen die verfehlte Besoldungspolitik in Bonn.
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Beim 14. Gewerkschaftstag des DPV
1980 in Dortmund stand die Beratung
über rund 600 Anträge und ein Akti-
onsprogramm auf der Tagesordnung.
Dabei formulierte der DPV-Vorsit-
zende Johannes Minde die Schwer-
punkte der Gewerkschaftsarbeit. Dazu
zählten unter anderem die Zusammen-
arbeit mit dem Beamtenbund, den po-
litischen Parteien und anderen
gesellschaftlichen Gruppen, aber auch
der Kampf gegen Privatisierungs-
tendenzen. In Dortmund wurde dann
ein weiteres Aktionsprogramm be-
schlossen. Hierin fordert der DPV,
dass die Aufgaben bei der Deutschen
Bundespost dem hoheitlichen Bereich
zugeordnet bleiben müssten.

Mit dem Regierungswechsel 1982/
1983 lebte die Diskussion über die
Privatisierung der Deutschen Bundes-

post erneut auf. Dabei wurde das
Postmonopol von interessierten Krei-

sen als nicht mehr zeitgemäß angese-
hen. Beim 15. Gewerkschaftstag 1984
in Berlin bekräftigte der wiederge-
wählte Bundesvorsitzende Höffgen
die Forderung nach einem Verbleiben
der Netzträgerschaft bei der Post und
sprach sich gegen eine Auflockerung
des Postmonopols aus. Gleichzeitig
forderte er die Beteiligung der Be-
schäftigten an den Rationalisierungs-
gewinnen bei der Post und der
allgemeinen Einkommensentwick-
lung.

DPV lehnt Privatisierung strikt ab

Die folgenden Jahre standen dann
ganz im Zeichen der Diskussion und

VIII.
Die 80er Jahre: Kampf gegen die Privatisierung

Johannes Minde gratuliert Heinrich Höffgen, seinem
Nachfolger im Amt des Bundesvorsitzenden, beim
Gewerkschaftstag 1980 zur Wahl.
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Auseinandersetzung über die Ab-
schaffung des Monopols und zur Neu-
strukturierung der Deutschen Bundes-
post, zu der der DPV immer eindeutig
Stellung bezogen hat. Der 16. ordent-
liche Gewerkschaftstag des DPV 1988
in Limburg war bereits geprägt durch
die parlamentarischen Beratungen
über die Postreform. Ziel des DPV
war es, Fehlentwicklungen bei der
Post zu verhindern. Hierfür musste
nach Auffassung des DPV der Mono-
polbereich der Bundespost geschützt

und die Wettbewerbsfähigkeit verbes-
sert werden. Eine Privatisierung der
Bundespost lehnte der DPV jedenfalls
strikt ab. Die Deutsche Bundespost
müsse vielmehr als Verwaltung in or-
ganisatorischer, finanzieller und per-
soneller Einheit für das Post-,
Postbank- und Fernmeldewesen beste-
hen bleiben. Unterstützung bei ihrer
Forderung nach einer einheitlichen
Bundespost erhielt der DPV auch von
EUROFEDOP. Auch der Beamten-
bund stellte sich an die Seite des
DPV. Gemeinsames Ziel war es, die
Post als leistungsstarke, wirtschaftlich
gesicherte und dem Gemeinwohl ver-
pflichtete öffentliche Einrichtung zu
erhalten und fortzuentwickeln.

Zentrale Bedeutung hatte auch die
beim Gewerkschaftstag beschlossene
Entschließung des DPV zur Postre-
form. In dem 10-Punkte-Programm
kritisierte der Postverband die der
Zerschlagung der Post zugrunde lie-
gende Gesetzesvorlage auf das

Schärfste. Gleichzeitig stellte er zahl-
reiche Forderungen und unterbreitete
Vorschläge, wie die Deutsche Bun-
despost zukunftsfähig gemacht wer-
den könne. Durch Stellungnahmen,
Anhörungen und zahlreiche Aktivi-
täten nahm der Postverband Einfluss
auf die Gesetzesvorlage und konnte
somit wichtige Änderungen der Ge-
setzesvorlage im Sinne der Beschäf-
tigten durchsetzen. Trotz aller
Bemühungen konnte er jedoch nicht
verhindern, dass die Postreform I letz-
ten Endes vom Parlament beschlossen
wurde.

Ein Jahr später, am 1. Juli 1989, trat
dann das „Gesetz zur Neustrukturie-
rung des Post- und Fernmeldewesens
und der Deutschen Bundespost“ in
Kraft. Die Einheit der Bundespost war
damit zerschlagen. Außerdem wurde
das bisherige Fernmeldemonopol der
Deutschen Bundespost erheblich ein-
geschränkt. Der DPV musste nun die
Interessenvertretung der Beschäftigten

Beim Gewerkschaftstag 1988 in Limburg gab es
erneut einen Wechsel an der Spitze des
Postverbandes. Heinz Berlage löste Heinrich
Höffgen als Bundesvorsitzenden ab.
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unter völlig geänderten Vorzeichen
wahrnehmen. Sein erstes Ziel lautete,
eine möglichst nahtlose Überleitung
der dienst- und tarifrechtlichen Rege-
lungen sicherzustellen, damit eine
Schlechterstellung bestimmter Be-
schäftigter oder Gruppen ausgeschlos-
sen wird. Aus Sicht des Postverbandes
waren mit der sogenannten Postre-
form I zahlreiche Nachteile verbun-
den. Er befürchtete unter anderem
zurecht, dass sie den Rückzug der
Post aus der Fläche beschleunige und
den Beschäftigten einen noch stärke-
ren Rationalisierungsdruck aussetze.
Diese Befürchtungen haben sich im
Nachhinein als richtig erwiesen.

Mit harten Bandagen musste der Post-
verband auch im Bereich des Besol-
dungsrechts und der Besoldungs-
politik kämpfen. Angesichts der im-
mer größer werdenden Defizite der
öffentlichen Haushalte zu Beginn der
80er Jahre war die immer wieder vom
DPV geforderte Anpassung der Besol-
dung und Versorgung an die allgemei-
ne Einkommensentwicklung kaum zu
ermöglichen. Trotz der rigiden Spar-
pläne der Bundesregierung zu Beginn
der 80er Jahre gelang es dem DPV,
das Inkrafttreten wesentlicher Be-
standteile des Horrorkatalogs, der ins-
besondere die Beamten des mittleren
und einfachen Dienstes getroffen hät-

te, zu verhindern. Zu diesem Zeit-
punkt mobilisierte der DPV alle er-
denklichen Kräfte, um die Sonder-
opfer für die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes zu verhindern – mit
Erfolg. Durch das Wirken des DPV
und des Beamtenbundes wurde ein
großer Teil der Sparmaßnahmen nicht
realisiert.

Für die Tarifkräfte konnte der DPV
zahlreiche Tarifverträge abschließen.
Dabei wurden auch immer wieder so-
ziale Komponenten für die unteren
und mittleren Einkommensgruppen
vereinbart. Auch die Themen Vorru-
hestandsregelung oder Arbeitszeitver-
kürzung standen auf der tarifpoli-
tischen Agenda des Postverbandes in
dieser Zeit. Um den Nachdruck der
Tarifforderungen zu untermauern,
führte der Postverband in der Ta-
rifrunde 1988 mehrere Warnstreiks
durch.

Heinz Berlage im Gespräch mit dem damaligen Postminister Christian Schwarz-Schilling .



Eine neue Ära bricht an: Aus dem Deutschen Postverband wird die
Kommunikationsgewerkschaft DPV (DPVKOM).
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Am 1. Januar 1990 begannen die drei
eigenständigen Unternehmen Post-
dienst, Telekom und Postbank ihre
Arbeit. Die Neustrukturierung brachte
erhebliche Veränderungen mit sich.
Die Folgen dieser politischen Ent-
scheidung hatten in erster Linie die
Beschäftigten und die Bürger zu tra-
gen, indem Arbeitsplätze verloren
gingen und die Kosten für Postdienst-
leistungen auf die Bürger verlagert
wurden. Auch zu diesem Zeitpunkt
bezog der Postverband klar Stellung:
Er lehnte die zunehmend lauter wer-
denden Forderungen nach einer voll-
ständigen Privatisierung der Post-
unternehmen und deren Umwandlung
in Aktiengesellschaften rigoros ab.

Doch nicht nur die Umstrukturierung
der Deutschen Bundespost, auch der
Mauerfall und die deutsche Wieder-
vereinigung hatten weitreichende
Auswirkungen auf die Arbeit des
Postverbandes. Besonders erfreulich
war, dass der Deutsche Postverband
im 100. Jahr seines Bestehens im Sep-
tember 1990 endlich wiedervereinigt
werden konnte. Zuvor war im Mai

1990 eine unabhängige Gewerkschaft
Postverband der DDR gegründet wor-
den. Die Aufbauarbeit, die in diesen
Jahren geleistet wurde, war immens.

Außerdem mussten unterschiedliche
Tarif- und Entlohnungsstrukturen ver-
einheitlicht werden. Im Laufe der Zeit
wurden zahlreiche Tarifverträge, die
westlichen Tarifstandard festschrie-

IX.
Die 90er Jahre: Aus DPV wird DPVKOM

Vorstand des Postverbandes der DDR im Jahr 1990.
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ben, für die Beschäftigten in den neu-
en Bundesländern und dem Ostteil
von Berlin abgeschlossen. Übertragen
wurde auch der Rationalisierungs-
schutztarifvertrag. Gleichzeitig setzte
sich der Postverband dafür ein, dass
Arbeitskräfte der Deutschen Post als
Beamte übernommen wurden.

Die Tarifarbeit des DPV wurde durch
die Umstrukturierung der Deutschen
Bundespost wesentlich komplizierter
und arbeitsintensiver. Dabei hatten
sich die Aktivitäten auf dem Gebiet
der Tarifpolitik in den Jahren zuvor

bewährt. Seit der Gründung der Tarif-
gemeinschaft im Jahre 1960 konnte
der DPV mehr als 400 Tarifverträge
mit den Unternehmen der Deutschen
Bundespost erfolgreich abschließen.
Es wurden zahlreiche Verbesserungen
für die Beschäftigten erzielt. Die Ent-
schlossenheit des DPV, Verbesse-
rungen auch für die Beschäftigten im
Osten zu erzielen, zeigte unter ande-
rem ein Streik im Jahre 1991 zur
Durchsetzung einer Teuerungszulage
für das Beitrittsgebiet. Dem Postver-
band gelang es jedenfalls, in relativ
kurzer Zeit fast das komplette Tarif-

system der Postbeschäftigten im Wes-
ten auf die Postler im Osten zu
übertragen.

Wechsel an der Spitze des DPV

Beim 17. Gewerkschaftstag des DPV
im Jahre 1992 in Aachen, dem ersten
gesamtdeutschen Gewerkschaftstag,
wurde Willi Russ zum neuen Vorsit-
zenden gewählt. Er löste Heinz
Berlage ab.

Die Folgejahre waren dann für die
Beschäftigten der Postnachfolgeunter-
nehmen mit dramatischen Änderungs-
prozessen verbunden. 1995 begann
durch die Umwandlung der Deutschen
Bundespost in drei eigenständige Ak-
tiengesellschaften ein neues posta-
lisches Zeitalter. Da diese Postreform
II nicht verhindert werden konnte,
setzte sich der DPV für akzeptable
berufliche Chancen der Beschäftigten
in den Aktiengesellschaften ein. Dem
Postverband gelang es, im Gesetzge-Um Verbesserungen für seine Mitglieder zu erzielen, scheute der DPV auch vor Arbeitskampfmaßnahmen

nicht zurück.



43

125 Jahre
1890 - 2015

bungsverfahren des Jahres 1994 zahl-
reiche Verbesserungen durchzusetzen.
So wurde im Gesetz beispielsweise
aufgenommen, dass der soziale Be-
sitzstand der Beschäftigten erhalten
bleiben sollte.

Auch in den 90er Jahren musste sich
der DPV mit weitreichenden Ände-
rungen im Bereich des Beamten-

rechtes auseinandersetzen. Dazu
zählten beispielsweise diverse Neure-
gelungen im Bereich des Dienstrechts,
des Laufbahnrechts, des Reise- und
Umzugskostenrechts oder auch des
Urlaubsrechts. Darüber hinaus wurden
auch im Bereich des Versorgungs-
rechts mehrere neue Gesetze erlassen,
die sich natürlich auch auf die Mit-
gliedschaft des DPV auswirkten und

bei denen der Postverband im Gesetz-
gebungsverfahren Einfluss nehmen
konnte. Dabei gelang es ihm immer
wieder, Verbesserungen für die von
ihm organisierten Beamten durchzu-
setzen. Postverband und Beamten-
bund legten auch in dieser Zeit großen
Wert darauf, dass die verfassungsge-
mäßen Grundlagen des Beamtenrechts
beachtet wurden.

Tarifpolitik wird erschwert

Durch die unterschiedliche Interessen-
lage der drei Postnachfolgeunterneh-
men wurde es immer schwieriger,
einheitliche Tarifverträge abzuschlie-
ßen. Mit der Deutschen Telekom AG
verhandelte die Tarifgemeinschaft in
der Lohn- und Vergütungsrunde 1996
erstmals unabhängig vom öffentlichen
Dienst und den beiden anderen Akti-
engesellschaften. Trotz dieser geän-
derten Voraussetzungen konnte der
DPV tarifpolitische Erfolge für die
Mitglieder erzielen. So gelang es bei-

1992 gab es einen erneuten Wechsel an der Spitze der Gewerkschaft. Willi Russ löste Heinz Berlage ab.
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spielsweise, bei allen drei Postnach-
folgeunternehmen eine betriebliche
Altersversorgung für die Mitglieder
im Tarifgebiet Ost zu erreichen.

Zahlreiche Umstrukturierungen bei
Post, Postbank und Telekom

Zahlreiche neue Betriebskonzepte bei
den Unternehmen der ehemaligen
Deutschen Bundespost führten nicht
nur zu Personaleinsparungen und ei-
ner erheblichen Verunsicherung der
Beschäftigten, sondern erschwerten
auch die Arbeit des Postverbandes.

Bei der Post waren die neuen Struktu-
ren in den Bereichen der Fracht, der
Briefpost oder auch bei den Postfilia-
len mit Kostensenkungen und damit
häufig mit einem Personalminderbe-
darf verbunden. Bei der Telekom
wurde der Vertrieb neu organisiert
und der Kundendienstbereich um-
strukturiert. Die Privatkunden- und
Geschäftskundenbereiche wurden

strikt getrennt, regionale Niederlas-
sungen wurden gebildet. Erschwe-
rend kam hinzu, dass 1998 sowohl
das Sprachdienstmonopol als auch
das Netzmonopol wegfielen. Auch
bei der Postbank standen Personal-
kosteneinsparungen auf der Tages-
ordnung.

Der DPV beziehungsweise ab 1997
die DPVKOM kämpfte dabei vehe-
ment für die Interessen der Beschäf-
tigten. So konnten beispielsweise
1998 für den Erhalt der Postfilialen
mehr als 20.000 Unterschriften ge-
sammelt werden. Bei der Telekom
erreichte der Postverband, dass die
Beschäftigten in den neuen Gesell-
schaften keine Verschlechterungen
ihrer beruflichen und finanziellen Ex-
spektanzen erleiden mussten. Bei der
Postbank setzte sich der DPV dafür
ein, dass das Unternehmen das volle
Spektrum an Bankdienstleistungen
abdeckt, um wettbewerbsfähig zu sein
und damit Arbeitsplätze sichern zu
können.

Umbenennung in DPVKOM

Auf dem 18. Gewerkschaftstag des
DPV in Aschaffenburg im Jahre 1997,
bei dem Willi Russ im Amt des Bun-
desvorsitzenden bestätigt wurde,
stimmten die Delegierten für die Um-

Im Jahr 1996 konnte der damalige
Bundesjugendleiter und heutige DPVKOM-
Bundesvorsitzende Volker Geyer auf das 40-jährige
Bestehen der Postverbandsjugend zurückblicken.
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benennung des Deutschen Postver-
bandes in Kommunikationsgewerk-
schaft DPV (DPVKOM). Hintergrund
dieser Umbenennung waren die weit-
reichenden Veränderungen im Be-
reich der ehemaligen Deutschen
Bundespost. Durch die Namensände-
rung hat sich die DPVKOM als die
Fachgewerkschaft für die gesamte
Post- und Telekommunikationsbran-
che etabliert.  Aus dem DPV war nun
die DPVKOM und damit die einzige
Kommunikationsgewerkschaft
Deutschlands geworden. Diese Na-
mensänderung führte auch dazu, dass
sich die 1956 gegründete DPV-Jugend
1997 in Junge Gewerkschafter in der
DPVKOM umbenannte.

Intensiviert wurde in der ersten Hälfte
dieses Jahrzehnts auch die Seniorenar-
beit im DPV. Nachdem vom Bundes-
hauptvorstand eine entsprechende
Richtlinie verabschiedet wurde, wurde
1997 die Seniorengruppe in der
DPVKOM satzungsgemäß fest veran-
kert. Organisatorisch wurde ein ge-
schäftsführender Bundesvorstand
gebildet. Sinn der Gründung einer Se-
niorengruppe war es, die aus dem ak-
tiven Berufsleben ausscheidenden
Mitglieder aufzufangen und weiterhin
zu betreuen.

Konzentrationsprozesse bei den ge-
werkschaftlichen Mitbewerbern und
die Notwendigkeit, zukunftsträchtige

Tätigkeitsfelder zu erschließen, führ-
ten dann 1998 zu dem Entschluss, ei-
ne Kooperation mit der ebenfalls im
Beamtenbund organisierten Vereini-
gung der Rundfunk-, Film- und Fern-
sehschaffenden (VRFF) einzugehen.
In den Jahren nach 1998 wurden in
diesem Zusammenhang auch zahl-
reiche Aktivitäten gestartet. Dazu
zählte unter anderem die Herausgabe
einer gemeinsamen Mitgliederzeitung.
Zu einer Fusion ist es jedoch nicht
gekommen.



Im Jahr 2010 führte die DPVKOM in Berlin eine Unterschriftenaktion zur Verlängerung des Postmindestlohns durch.
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Der Beginn des 21. Jahrhunderts war
erneut geprägt durch zahlreiche Um-
strukturierungen in den Postnachfol-
geunternehmen. Diese gingen mit
Auslagerungen und Verkäufen von
Unternehmenseinheiten sowie einem
immensen Personalabbau bei Post,
Postbank und Telekom einher. Trotz
dieses schwierigen berufspolitischen
Umfelds ist es der DPVKOM bis heu-
te gelungen, die Interessen der Mit-
glieder kompetent, zielführend und
erfolgreich zu vertreten.

So konnte die DPVKOM beispiels-
weise mit der Deutschen Telekom AG
ein neues Bewertungs- und Bezah-

lungssystem vereinbaren, das zum
1. Juli 2001 in Kraft trat. Dieses hatte
positive Auswirkungen auf die Be-

schäftigten in den neuen Bundeslän-
dern, da nur noch ein Tarifgebiet
existierte.

X.
Die Jahre 2000 bis 2015: DPVKOM setzt sich für Mindestlöhne und mehr
Wertschätzung ein

Beim 20. Gewerkschaftstag der DPVKOM 2007 in Bonn wurde Volker Geyer (l.) zum neuen Bundes-
vorsitzenden der DPVKOM und damit zum Nachfolger von Willi Russ gewählt.
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Darüber hinaus hat die DPVKOM in
all den Jahren eindrucksvoll unter Be-
weis gestellt, dass sie auch nicht vor
Arbeitskampfmaßnahmen zurück-
schreckt. Dies zeigten nicht nur zahl-
reiche Arbeitsniederlegungen bei den
Telekom-Tarifrunden, sondern auch
ein monatelanger Arbeitskampf im
Jahre 2007 gegen die Überleitung von
50.000 Telekom-Beschäftigten in drei
Servicegesellschaften. Dieser Streik
zeigte Wirkung. Die DPVKOM konn-
te in dieser Frage einen für die Be-
schäftigten akzeptablen Kompromiss
erzielen. So wurde beispielsweise das
Entgeltniveau über Ausgleichszah-
lungen abgesichert und es wurden Ra-
tioschutzbestimmungen angewendet.

Auch bei den zahlreichen anderen
Umstrukturierungen bei der Deut-
schen Telekom setzte sich die
DPVKOM immer wieder für die In-
teressen der Beschäftigten ein. In
zahlreichen Tarifrunden gelang es der
DPVKOM, Einkommenssteigerungen
für die Beschäftigten zu vereinbaren
und auch einen Schutz vor betriebsbe-
dingten Kündigungen zu tarifieren.

Einführung des Postmindestlohns
ist auch der DPVKOM zu
verdanken

Im Bereich der Deutschen Post AG
machte sich die DPVKOM zu Beginn
des neuen Jahrtausends dafür stark,
dass trotz des zunehmenden Wettbe-

werbs und der Liberalisierung des
Postmarktes die Arbeitsbedingungen
der Beschäftigten gesichert und Ar-
beitsplätze erhalten bleiben. Dazu
diente beispielsweise ein neues Ent-
geltsystem für Arbeiter, das eine um-
fangreiche Besitz- und Rechtsstands-
wahrung beinhaltete. 2008 wurde der
Postmarkt in Deutschland vollständig
geöffnet. Vor diesem Hintergrund
setzte sich die DPVKOM schon seit

2007 streikten DPVKOMler bei der Telekom gegen die Ausgliederung in Servicegesellschaften.

Unermüdlichen Einsatz zeigte die DPVKOM in Bezug
auf die Einführung und die Verlängerung des
Postmindestlohns, wie zum Beispiel in 2007 als
sogenannte Postmindestlohntüten an die
Beschäftigten verteilt wurden.
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2005 für einen Mindestlohn in der
Postbranche ein – mit Erfolg. Nach-
dem sie einen Mindestlohntarifvertrag
mit dem für die Deutsche Post verhan-
delnden Arbeitgeberverband Post-
dienste abgeschlossen hatte, wurde
dieser Ende 2007 für allgemeinver-
bindlich erklärt. Damit hatte die
DPVKOM dafür gesorgt, dass Brief-
zusteller im Westen 9,80 Euro und im
Osten 9 Euro erhalten. Auch nach
einem Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts im Jahre 2010, mit dem die

dem Postmindestlohn zugrundelie-
gende Rechtsverordnung für rechts-
widrig erklärt wurde, kämpfte die
DPVKOM für den Postmindestlohn.
So startete sie eine Unterschriftenakti-
on zur Verlängerung des Postmindest-
lohns und konnte in wenigen Monaten
rund 20.000 Unterschriften von Bür-
gern und Beschäftigten sammeln.
Trotz des Engagements unserer
DPVKOM kam es jedoch nicht zu
einer Wiedereinführung des Mindest-
lohns in der Postbranche.

Natürlich beschäftigte sich die
DPVKOM auch intensiv mit dem
Börsengang der Deutschen Post. Im
Jahr 2000 führte sie eine „Postpoli-
tische Konferenz“ mit mehr als 300
Teilnehmern aus dem In- und Ausland
in Bonn durch. Einen Börsengang des
Unternehmens lehnte die DPVKOM
nicht grundsätzlich ab, schließlich war
sie der Auffassung, dass nur ein ge-
sundes Unternehmen, den Mitarbei-
tern eine sichere Zukunft bieten kann.

Rund 400 Menschen kamen zu einer
Protestkundgebung der DPVKOM
gegen die Überlastung in der Zustel-
lung und für einen Bemessungstarif-
vertrag im April 2014 nach Bonn.
Dabei ging der Abschlusskundgebung
vor dem Bonner Posttower ein mehre-
re Kilometer langer „gelber“ Protest-
marsch durch Bonn voraus. Dass die
DPVKOM immer wieder in der Lage
ist, ihren Protest gegen bestimmte
Entwicklungen in den Unternehmen
und in der Arbeitswelt im wahrsten

An der „Postpolitischen Konferenz“ der DPVKOM im Jahr 2000 nahmen mehr als 300 Teilnehmer aus dem In-
und Ausland teil, unter ihnen auch einige Politiker.
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Sinne des Wortes „auf die Straße zu
bringen“, zeigte auch ein Demonstra-
tionszug vor die FDP-Parteizentrale
im Jahr 2013 in Berlin. Dort wurde
der Partei die Rote Karte dafür ge-
zeigt, dass sich die FDP gegen Min-
destlöhne sperrt und den Wettbewerb
in der Post- und Telekommunikations-
branche dem freien Spiel der Kräfte
überlassen will.

Postbank als eigenständige Bank
erhalten!

Bei der Postbank AG gab es in den
zurückliegenden Jahren ebenfalls
wichtige Entscheidungen, die die Ar-

beit der DPVKOM nachhaltig beein-
flussten. In diesem Zusammenhang
sind unter anderem der Börsengang
des Unternehmens im Jahre 2004 oder
auch die Übernahme durch die Deut-
sche Bank im Jahr 2010 zu nennen.
Bei allen Umstrukturierungen und
beim Eigentümerwechsel wies die
DPVKOM immer wieder darauf hin,
dass die Postbank als eigenständige
Bank erhalten bleiben müsse. Dessen
ungeachtet konnte die DPVKOM
auch bei der Postbank Erfolge im
Sinne der Beschäftigten erzielen. So
vereinbarte sie für die tarifgebunde-
nen beschäftigten Arbeitnehmer ein
neues Entgeltsystem, das 2004 in

Kraft trat. Dieses beinhaltete neben
einem Grundentgelt auch ein variables
Entgelt, das sich aus einem Leistungs-
bonus und einem Unternehmenser-
folgsbonus zusammensetzt. Dieses
Entgeltsystem stellte den Einstieg der
Postbank in das innovative Lohnmo-
dell der DPVKOM dar, das wir 2002
entwickelt hatten. Das Lohnmodell
sah eine Beteiligung der Beschäftigten
an den wirtschaftlichen Erfolgen der
Unternehmen vor. Nach der Übernah-
me der Postbank durch die Deutsche
Bank schaffte es die im Jahr 2008 ge-
gründete Tarifgemeinschaft aus Deut-
schem Bankangestelltenverband

Im Jahre 2002 entwickelte die DPVKOM ein neues
innovatives Lohnmodell.

Die Interessen der Postbank-Mitarbeiter vertrat die Tarifgemeinschaft auch in Gesprächen mit dem
Postbank-Vorstand, (v.l.) Postbank-Personalvorstand Ralf Stemmer, DBV-Vorsitzender Stephan Szukalski,
DPVKOM-Bundesvorsitzender Volker Geyer und Postbank-Vorstandsvorsitzender Frank Strauß.
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(DBV), komba gewerkschaft und
DPVKOM, in den Tarifverhand-
lungen zur Integration der Postbank in
den Deutsche-Bank-Konzern sozial-
verträgliche Regelungen für die Be-
schäftigten abzuschließen.

DPVKOM fordert Mindestlohn für
die Call-Center-Branche

Einen zunehmend wichtigeren Stel-
lenwert in der Arbeit der DPVKOM
nahm in den zurückliegenden Jahren
die Vertretung der Interessen von
Call-Center-Mitarbeitern ein. Die
DPVKOM hat es sich zur Aufgabe
gemacht, diesen wichtigen Arbeitsbe-
reich mitzugestalten. Dieses Beispiel
zeigt, dass sie die Veränderungen in
der Arbeitswelt offensiv aufgreift und
diese im Sinne der Beschäftigten ge-
stalten will. Bereits frühzeitig hat die
DPVKOM Forderungen zur Gestal-
tung der Ausbildung, aber auch zu
Arbeits- und Einkommensbedin-
gungen formuliert. So setzte sich die
DPVKOM 2009 für einen branchen-

spezifischen Mindestlohn von 9,50
Euro ein. Über ihre Dachorganisation,
die dbb tarifunion, stellte die
DPVKOM – als bislang einzige Ge-
werkschaft hierzulande – nach dem
Mindestarbeitsbedingungengesetz den
Antrag, einen Mindestlohn für diese
Branche festzusetzen. Bei einer Unter-
schriftenaktion der DPVKOM im Jah-

re 2011 unterstützten mehrere
Tausend Menschen die Forderung der
DPVKOM nach einem Mindestlohn.
Leider wurde der damalige Antrag auf
Festsetzung eines Mindestlohns vom
Hauptausschuss für Mindestarbeits-
entgelte abgelehnt. Allerdings hat die
DPVKOM damit den Boden für den
2015 eingeführten gesetzlichen Min-
destlohn von 8,50 Euro bereitet.

Neue Akzente in der Tarifpolitik

Generell war die Tarifarbeit der
DPVKOM dadurch geprägt, dass die
Arbeits- und Einkommensbedin-
gungen in den Postnachfolgeunterneh-
men an die der freien Wirtschaft
angepasst werden sollten. Die Einfüh-
rung flexibler Arbeitszeitmodelle und
leistungsorientierter Bezahlungssyste-
me ließen die Anforderungen an die
Beschäftigten und damit auch die
DPVKOM deutlich steigen. Dabei ist
die DPVKOM erfolgreich ihrem An-
spruch gerecht geworden, sozialeGute Arbeitsbedingungen fordert die DPVKOM

in der Call-Center-Branche.
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Standards und erreichte Besitz- und
Rechtsstände abzusichern.

Jahrzehntelang gelang dies auch mit-
hilfe der 1960 gegründeten Tarifge-
meinschaft mit der Christlichen
Gewerkschaft für Postservice und Te-
lekommunikation (CGPT). Im Juli
2008 kündigte die DPVKOM diese
Tarifgemeinschaft  jedoch auf, da die
CGPT mit einem Konkurrenten der
Deutschen Post einen Tarifvertrag ab-
geschlossen hatte, der einen Lohn un-
terhalb des zwischen CGPT/
DPVKOM und dem Arbeitgeberver-
band Postdienste vereinbarten Min-
destlohntarifvertrages vorsah. Hierin
sah die DPVKOM einen eklatanten
Vertrags- und Vertrauensbruch.

Erfolge in Fragen der
Mitbestimmung

Die ständigen Neuorganisationen bei
Telekom, Post und Postbank hatten
natürlich auch Auswirkungen auf die

Arbeit der betrieblichen Interessen-
vertretung. So musste beispielsweise
die Anzahl von Freistellungen den
geänderten Unternehmensstrukturen
angepasst werden. Das Bestreben der
DPVKOM, die betriebliche Interes-
senvertretung zu stärken, zeigte sich
aber auch in einem anderen Zusam-
menhang. So hat sie sich seit jeher für
einen Minderheitenschutz im Be-
triebsverfassungsgesetz stark gemacht
und diese Forderung mit einer Unter-
schriftenaktion Anfang des neuen
Jahrtausends bekräftigt. Im Vorfeld

der Novellierung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes wollte sie mit dieser
Aktion ein Zeichen für mehr Tole-
ranz, Meinungsvielfalt und damit
auch Demokratie im Betriebsrat set-
zen. Gleichzeitig beteiligten sich zahl-
reiche DPVKOM-Betriebsräte an
einer Betriebsrätekonferenz der dbb-
Gewerkschaften im Mai 2001. Die
Mobilisierung zeigte Erfolg. Der Ge-
setzgeber ließ seine ursprünglichen
Pläne, den Minderheitenschutz im Be-
triebsverfassungsgesetz einzuschrän-
ken, fallen.

 Bei einer dbb-Betriebsrätekonferenz im Jahr 2001 in Berlin zeigte auch die DPVKOM Flagge.
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Erfolgreicher Einsatz für
Beamteninteressen

Im Jahr 2004 konnte sich die
DPVKOM im Zusammenhang mit der
Änderung des Postpersonalrechtsge-
setzes unter anderem erfolgreich dafür
einsetzen, dass Sonderzahlungen für
die Beamten bei Post und Postbank
nicht wegfielen, der Ratio-Schutz für
Arbeitnehmer auch auf Beamte ange-
wendet wurde und dass der Beamten-
status bei einem Wechsel in Tochter-/
Enkelunternehmen erhalten blieb. Der
Einsatz der DPVKOM für die Interes-
sen der Beamten in den Postnachfol-
geunternehmen zahlte sich damals
genauso aus wie bei der erneuten No-
vellierung des Gesetzes im Jahr 2015.
Auch hier sorgte die DPVKOM zu-
sammen mit dem Dachverband dbb
und mithilfe der DPVKOM-Mit-
glieder im Rahmen der Kampagne
„Nicht mit mir!“ dafür, dass wichtige
Rechte der Beamten gewahrt wurden.
So konnten wir unter anderem errei-

chen, dass ein unterwertiger Einsatz
eines Beamten auch weiterhin nur
vorübergehend möglich ist und nur
innerhalb der Laufbahn des Beamten
erfolgen darf.

Im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit
hat die DPVKOM in den zurücklie-
genden Jahren ihre Positionen in Zei-
tungen, Hörfunk und Fernsehen
immer wieder deutlich machen kön-
nen. So wurde beispielsweise eine Po-
diumsdiskussion zum Thema
Postmindestlohn 2007 live im Fern-

sehsender PHOENIX übertragen. In
den zurückliegenden Jahren hat die
DPVKOM ihr Internetangebot suk-
zessive ausgebaut und modernisiert.
Unter www.dpvkom.de finden nicht
nur die Mitglieder der DPVKOM,
sondern auch die interessierte Öffent-
lichkeit stets aktuelle Meldungen über
die Arbeit der DPVKOM. Auch das
DPVKOM Magazin genügt höchsten
Ansprüchen, die an ein Mitgliederma-
gazin gestellt werden, und wird selbst
von Arbeitgeberseite immer wieder
gern gelesen.

Bei der Anhörung des Deutschen Bundestages zur Änderung des Postpersonalrechtsgesetzes im Jahr 2004
vertraten (v.l.) Volker Geyer, Willi Russ und Robert Loosen die Positionen der DPVKOM. 2015 wurde dieses
Gesetz dann erneut novelliert.
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Die vorliegende Festschrift „125 Jahre
DPVKOM“ zeigt eindrucksvoll, wel-
che wechselvolle Geschichte hinter
unserer Gewerkschaft liegt. Trotz
zweier Weltkriege und Wirtschaftskri-
sen, trotz zahlreicher Umwälzungen
und Umstrukturierungen in Gesell-
schaft und Unternehmen und trotz
zahlreicher tiefgreifender Verände-
rungen in der Arbeitswelt hat sich die
DPVKOM eines bewahrt: die konse-
quente und kompetente Vertretung der
Interessen unserer Mitglieder.

Dabei bestimmt seit jeher der Wille
unserer Mitglieder unser gewerk-
schaftliches Handeln. Getragen von
diesem Mitgliederwillen haben wir
eine 125-jährige Erfolgsstory ge-

schrieben, die sich sehen lassen kann
und auf die wir alle zusammen zu
Recht stolz sein können.

Die Vergangenheit hat aber auch ge-
zeigt, dass der Einzelne gegen unsozi-
ale Arbeitgebermaßnahmen kaum
etwas ausrichten kann. In einer Zeit,
in der Mitarbeiter in den Unternehmen
oftmals nur noch als Kostenfaktor ge-
sehen und auch entsprechend behan-
delt werden, sind ein Korrektiv und
eine „Gegenstimme“ wichtiger denn
je. Nur in der Gemeinschaft mit
Gleichgesinnten kann diese Gegen-
macht aufgebaut werden.

Diese Solidarität wird in der
DPVKOM tagtäglich gelebt – von den

Mitgliedern und den zahlreichen eh-
ren- und hauptamtlichen DPVKOM-
lern. Sie alle geben der DPVKOM ein
Gesicht und treten für das ein, was
unsere Gründungsväter uns vorgelebt
haben.

Entscheidend für eine gute und erfolg-
reiche Zukunft unserer Gewerkschaft
wird es nun sein, diesen Gemein-
schaftssinn und dieses Zusammenge-
hörigkeitsgefühl beizubehalten. Dazu
müssen alle Mitglieder und Beschäf-
tigten ihren Beitrag leisten. Denn
eines steht fest:

XI.
Fazit und Ausblick

– das sind wir!







Das alles spricht für eine Mitgliedschaft in der

wenn Sie zu einem Personal- oder Kranken-
gespräch müssen und eine Begleitung wünschen,

wenn Ihr Arbeitsplatz wegfällt oder Sie gegen
Ihren Willen versetzt werden sollen,

wenn Sie sich durch Entscheidungen und
Beurteilungen Ihres Arbeitgebers benachteiligt
fühlen und

natürlich bei allen anderen Fragen rund um Ihr
Arbeits- oder Beamtenverhältnis.

Wir sind für Sie da:
kompetente Ansprechpartner in Ihrer Nähe,

eine qualifizierte Rechtsberatung und
Rechtsschutz durch Fachanwälte,

aktuelle Informationen aus erster Hand, zum
Beispiel durch Informationsveranstaltungen,
Seminare, umfangreiche Broschüren, DPVKOM
Magazin und unsere Homepage,

finanzielle Unterstützung bei Freizeitunfällen,
Personen- und Vermögensschäden oder auch
beim Verlust von Dienstschlüsseln/Code-Cards
sowie Kassenfehlbeträgen,

Streikgeld bei Arbeitskämpfen

... und vieles andere mehr.

Wir bieten Ihnen:

Alle diese Leistungen sind bereits in Ihrem
Mitgliedsbeitrag enthalten. Dieser beträgt
nur 0,8 Prozent von Ihren monatlichen
Bruttobezügen. Auszubildende zahlen
monatlich sogar nur 3 Euro.

Ihre kompetente Gewerkschaft bei
Post, Telekom, Postbank und
Call-Center






